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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Angelika Scho-
rer, Gudrun Brendel-Fischer, Eric Beißwenger, An-
ton Kreitmair, Martin Schöffel, Tanja Schorer-Dre-
mel, Thorsten Schwab, Klaus Steiner, Jürgen Strö-
bel, Walter Taubeneder, Hans Herold, Klaus Holet-
schek und Fraktion (CSU) 

Anlagenverordnung ablehnen und Düngeverord-
nung praxisgerecht ausgestalten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene 

1. weiterhin gegen die Aufnahme der sog. JGS-An-
lagen in die Bundesanlagenverordnung einzuset-
zen; 

2. für eine praxisgerechte Weiterentwicklung der 
Düngeverordnung (DüV) einzusetzen, die eine 
ausgewogene Berücksichtigung des notwendigen 
Wasserschutzes und der Anforderungen der klein- 
und mittelbäuerlich strukturierten Landwirtschaft 
und des Erhalts der Kulturlandschaft berücksich-
tigt. 

Dem Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten ist bis spätestens Frühjahr 2015 über die Um-
setzung zu berichten. 

Begründung: 

Entgegen dem Vorschlag der Bundesregierung haben 
die rot-grünen Bundesländer einen Maßgabebe-
schluss im Bundesrat erwirkt, der die Aufnahme der 
JGS-Anlagen in die Anlagenverordnung vorsieht. Dies 
führt ohne fachliche Notwendigkeit zu einem massi-
ven Kostenaufwand für Sachverständigengutachten 
und zusätzliche Investitionen. Die Aufnahme der sog. 
JGS-Anlagen in die Bundesanlagenverordnung ist 
deshalb zurückzuweisen. Die Staatsregierung wird 
aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, dass das Anliegen der rot-grünen Länder abge-
lehnt wird. Die bayerischen Landwirte vertrauen auf 
die Zusage von Bundesminister Altmaier auf umfas-
senden Bestandsschutz.  

Die EU-Kommission hat im Rahmen der Weiterent-
wicklung der Düngeverordnung zum Teil überzogene 
Forderungen gestellt, die in Teilbereichen nicht um-
setzbar sind und die bäuerlichen Familienbetriebe 
überfordern. Bei der Weiterentwicklung der Dünge-
verordnung (z.B. Düngeverbot bei Steillagen) sind 
deshalb alle Möglichkeiten für eine praxisgerechte 
Ausgestaltung auszuschöpfen (z.B. vereinfachte Auf-
zeichnungspflichten und Ausnahmemöglichkeiten von 
den geplanten höheren Anforderungen an die Technik 
der Gülleausbringung, Stickstoffobergrenzen, Sperr-
zeiten). Gleichzeitig dürfen die höheren Anforderun-
gen an den Lagerraum die Wirtschaftlichkeit der Be-
triebe nicht gefährden. 



Immer war eine leere Null das Ergebnis. Wir werden
das im Ausschuss noch einmal darlegen.

Ich will das jetzt nicht gutheißen. Aber die Behaup-
tung, dass das eine skandalöse Faulheit oder völlige
Untätigkeit des Verfassungsschutzes oder der Polizei
gewesen ist, ist einfach nicht richtig. Wir müssen das
klar sehen. In der Tat, das Thema berufliche Tätigkeit
müssen wir noch ernster nehmen. Aber so oder so:
Wenn es der Brandenburger Verfassungsschutz zwei
Monate früher oder noch einmal um drei Monate spä-
ter mitgeteilt hätte, hätten wir auch nichts machen
können.

Egal, wie Sie das betrachten, Sie kommen immer zu
demselben Ergebnis: Zunächst einmal ist der Mann
am 1. November 2013 zum Richter ernannt worden.
Ich sage Ihnen noch einmal: Wenn Sie verhindern
wollen, dass in Zukunft so jemand überhaupt erst zum
Richter ernannt wird, können Sie das nur tun, indem
Sie vorher den Verfassungsschutz fragen, ob er
etwas weiß.

(Markus Rinderspacher (SPD): Er wusste ja
nichts!)

Wenn Sie dabei bleiben wollen, dass Sie den Verfas-
sungsschutz nicht vorher fragen, ob er etwas weiß - -
 -

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

- Wenn sich einer mit Wohnsitz Brandenburg bewirbt,
auch am Flughafen, wird beim Verfassungsschutz
Brandenburg nachgefragt. - Ich bin da ganz leiden-
schaftslos. Ich habe eine klare Meinung dazu. Aber
das muss das Hohe Haus am Schluss selber ent-
scheiden. Wollen wir in Zukunft zumindest für sicher-
heitsrelevante Bereiche vorsorgen, damit so jemand
erst gar nicht eingestellt wird, wie wir das zum Bei-
spiel beim Flughafen tun? Wir machen das zur Zeit
übrigens, meine Damen und Herren, für alle Sicher-
heitsdienste in Deutschland, die Asylbewerberheime
betreuen, jeweils mit Unterschrift der Betroffenen.
Hier sind sich alle einig, auch der Innenminister von
Nordrhein-Westfalen, dass wir im Moment alle Sicher-
heitsleute in Asylbewerberheimen darauf überprüfen,
ob sie einen rechtsradikalen Hintergrund haben, weil
Neonazis versucht haben, sich da einzuschleichen.
Da sage ich: Ja, da sind sich alle einig, weil wir
sehen, wie notwendig das ist.

Ich frage: Wollen wir nicht diesen gleichen Mindest-
standard künftig auch bei der Einstellung von Polizis-
ten und Richtern anwenden? Darum geht es. Ich
meine nach wie vor, dass das richtig ist, ohne davon

abzulenken, dass man auch die konkreten Abläufe,
wie jetzt geschehen, noch weiter verbessern muss.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Wir kommen zur Abstimmung. Dafür werden
die Anträge wieder getrennt. Wir haben da ein paar
Änderungen. Ich bitte also, darauf jetzt zu achten.

Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag der
SPD-Fraktion auf Drucksache 17/3358 abstimmen.
Für diesen Antrag liegen keine Änderungsvorschläge
vor.

(Volkmar Halbleib (SPD): Weil er so gut ist, Frau
Präsidentin!)

Wer diesem Dringlichkeitsantrag zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – CSU, SPD,
FREIE WÄHLER, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Danke. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit ist
dieser Dringlichkeitsantrag angenommen.

Jetzt lasse ich über den Dringlichkeitsantrag von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/3360
abstimmen. Hier wurde von der SPD-Fraktion darum
gebeten, den letzten Absatz zu streichen. Die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich damit einver-
standen erklärt. Jetzt lasse ich darüber abstimmen.
Der letzte Spiegelstrich wird gestrichen. Wer dann
diesem Dringlichkeitsantrag zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. – SPD, Fraktion der FREI-
EN WÄHLER, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Die CSU-
Fraktion. Danke. Stimmenhaltungen? – Keine. Damit
ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Jetzt lasse ich über den Dringlichkeitsantrag der CSU-
Fraktion auf Drucksache 17/3365 abstimmen. Hier
wurde darum gebeten, dass über jede Nummer ein-
zeln abgestimmt wird. Wer der Nummer 1 dieses
Dringlichkeitsantrags zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – CSU, SPD, FREIE WÄHLER,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Ich bitte, Gegen-
stimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? –
Auch keine. Damit ist diesem Absatz zugestimmt wor-
den.

Dann lasse ich über die Nummer 2 des Dringlichkeits-
antrags der CSU-Fraktion abstimmen. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen.
– CSU, FREIE WÄHLER. Ich bitte, Gegenstimmen
anzuzeigen. – Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Enthaltungen? – Die SPD-Fraktion. Damit ist
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der Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion angenom-
men.

Jetzt komme ich zum Dringlichkeitsantrag der Frak-
tion der FREIEN WÄHLER auf Drucksache 17/3391.
Hier ist darum gebeten worden, über die Nummer 4
dieses Antrags gesondert abzustimmen. Ist das rich-
tig? – Gut. Dann lasse ich über die Nummer 4 des
Dringlichkeitsantrags der FREIEN WÄHLER abstim-
men.

(Josef Zellmeier (CSU): Mit der Streichung?)

- Nein, die Streichung mache ich erst nachher. Ich
lasse jetzt nur über die Nummer 4 abstimmen. Ich
muss dann über den Rest des Antrags abstimmen
lassen, und da bringe ich dann die Streichung, Herr
Kollege.

(Thomas Kreuzer (CSU): Warum wollen die über
die Nummer 4 getrennt abstimmen? – Volkmar
Halbleib (SPD): Völlig korrekt!)

- Ich habe das so hier. Ich kann nur das tun, um was
ich hier gebeten werde. – Ich lasse jetzt über die
Nummer 4 des Dringlichkeitsantrags der FREIEN
WÄHLER abstimmen. Wer dieser Nummer 4 zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
CSU, Fraktion der FREIEN WÄHLER. Danke. Ich
bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – SPD und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Stimmenthal-
tungen? – Keine. Damit ist die Nummer 4 dieses
Dringlichkeitsantrags angenommen.

Jetzt lasse ich über den Rest des Dringlichkeitsan-
trags mit der Streichung abstimmen. Hier heißt es:
"Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen münd-
lich – ggf. unter Ausschluss der Öffentlichkeit - …". Es
ist darum gebeten worden, die Worte "ggf. unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit" zu streichen. Wer dieser
Änderung, dieser Streichung, zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. – CSU, SPD, FREIE WÄHLER
und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit ist
der Dringlichkeitsantrag der FREIEN WÄHLER ange-
nommen.

(Franz Schindler (SPD): Wir wollten nur über die
Streichung abstimmen, aber nicht über den ge-
samten Antrag!)

- Herr Kollege Schindler, wir haben die Streichung
jetzt vorgenommen. Ich kann jetzt auch noch einmal
über den gesamten Dringlichkeitsantrag abstimmen
lassen. Die gestrichene Passage ist jetzt nicht mehr
enthalten. Wenn es der Sache dient, lasse ich noch

einmal über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Die
Worte "ggf. unter Ausschluss der Öffentlichkeit" sind
gestrichen. Dieser Satz ist jetzt im Dringlichkeitsan-
trag nicht mehr enthalten. Wer jetzt diesem Antrag zu-
stimmen möchte - -

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Das haben wir doch
schon! – Peter Winter (CSU): Wisst ihr über-
haupt, was ihr wollt?)

Herr Kollege Dürr, ich habe es hier in der Hand.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Über den ganzen An-
trag?)

Das habe ich Ihnen doch schon gesagt. Über die
Nummer 4 haben wir schon abgestimmt. Die Num-
mer 4 wurde mehrheitlich angenommen. Jetzt lasse
ich über den Rest des Antrags abstimmen. Die Strei-
chung ist bereits vorgenommen worden.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Aber jetzt nicht ge-
sagt!)

- Herr Kollege Dr. Dürr, wenn ich sehe, wie bei Ihnen
bei den Abstimmungen die Hände hochgegangen
sind, und Sie haben überhaupt nicht gewusst, wie Sie
abstimmen sollen, dann sage ich Ihnen: Räumen Sie
erst einmal bei Ihnen selber auf, bevor Sie hier bei mir
anfangen.

(Beifall bei der CSU)

Wer jetzt diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. – Danke.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Über die Nummern 1
bis 3!)

Liebe SPD-Fraktion, Sie haben mich gebeten, dass
ich noch einmal über den Antrag insgesamt abstim-
men lasse.

(Volkmar Halbleib (SPD): Über die Nummern 1
bis 3 wird jetzt abgestimmt.)

- Herr Kollege Halbleib, ich habe doch gesagt, dass
wir über die Nummer 4 schon abgestimmt haben. Das
ist erledigt. Jetzt lasse ich über die Nummern 1 bis 3
abstimmen. Die Streichung ist schon vorgenommen
worden.

(Thomas Kreuzer (CSU): Dann stimmen wir ab,
denn es gibt sowieso eine Mehrheit!)

So ist es. Herr Fraktionsvorsitzender, ich habe schon
versucht, das klarzumachen.
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Wer jetzt dem Dringlichkeitsantrag, den Nummern 1
bis 3, zustimmen möchte, wobei die Worte "ggf. unter
Ausschluss der Öffentlichkeit" gestrichen sind, den
bitte ich um das Handzeichen. – CSU, FREIE WÄH-
LER und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der SPD-
Fraktion ist der Antrag dennoch angenommen. Vielen
Dank.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit haben wir
die Behandlung der Dringlichkeitsanträge für heute
beendet. Die nicht behandelten Dringlichkeitsanträge
werden an die federführenden Ausschüsse überwie-
sen. Dazu muss ich bekanntgeben, dass entgegen
der für Sie aufgelegten Liste die Anträge auf den
Drucksachen 17/3366 und 17/3395 nicht dem Aus-
schuss für kommunale Fragen und innere Sicherheit,
sondern dem Wirtschaftsausschuss federführend
überwiesen werden.

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Martin Güll, Kathi
Petersen, Dr. Simone Strohmayr u. a. (SPD)
Runden Tisch Ganztagsschulen einberufen
(Drs. 17/1970)

Ich eröffne die Aussprache. Fünf Minuten sind pro
Fraktion vereinbart worden. Wer beginnt bitte? – Frau
Kollegin Dr. Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach-
dem wir nach dieser schwierigen Abstimmung wieder
alle hellwach sind, freue ich mich sehr darauf, mit
Ihnen über das Thema Ganztagsschule diskutieren zu
können. Wir wollen Ihre Zustimmung dazu, dass wir
endlich die Forderungen des Städtetagspräsidenten
Ulrich Maly erfüllen und erneut einen Ganztagsgipfel
einberufen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich war gestern mit
einigen meiner Kollegen in Nürnberg, wo wir zu einer
Konferenz "Guter Ganztag" - -

(Unruhe)

Ich beginne noch einmal, es war ein bisschen laut.

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, Sie
haben recht.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ich war gestern mit ei-
nigen meiner Kollegen in Nürnberg, wo wir zu der
Konferenz "Guter Ganztag" eingeladen hatten. Ich
möchte Ihnen ganz einfach die Situation der Ganztag-
sangebote in der Stadt Nürnberg nahebringen. Die

Stadt Nürnberg hat eine Umfrage bei den Eltern von
Grundschulkindern gemacht. 80 % der Eltern von
Grundschulkindern wünschen sich in der Stadt Nürn-
berg am Nachmittag eine Betreuung für ihre Kinder.
Für circa 40 % kann die Stadt Nürnberg bereits jetzt
Hortplätze anbieten. Für etwas mehr als 10 % stehen
offene Ganztagsplätze zur Verfügung. Für nicht ein-
mal 2 % stehen gebundene Ganztagsplätze zur Ver-
fügung. Die Stadt Nürnberg muss also für mehr als
25 % der Kinder in der nächsten Zeit Ganztagsange-
bote schaffen. Mit dieser Mammutaufgabe dürfen wir
die Kommunen nicht alleine lassen. Hier steht der
Freistaat Bayern in der Verantwortung.

(Beifall bei der SPD)

Der Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, hat für das Jahr 2018 die Ganztagsgarantie ab-
gegeben. Ich frage Sie also: Wie soll der Ausbau von
Ganztagsangeboten erfolgen? Wo ist denn Ihr Aus-
bauplan? Wie soll die Ganztagsgarantie erfüllt wer-
den? Welche Qualität sollen die Angebote haben?
Wer soll vor allem die Zeche zahlen? Wer zahlt für
den Ausbau der Gebäude? Wer zahlt für das Perso-
nal?

Unlängst war ich auf einer Veranstaltung von Profes-
sor Rauschenbach vom Deutschen Jugendinstitut, der
ganz trocken festgestellt hat: "Der Ausbau der Ganz-
tagsangebote erfolgt ziel- und konzeptionslos." Ich
muss ihm recht geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist höchste Zeit,
dass wir uns dieses Themas intensiv annehmen. Die
Gesellschaft wandelt sich. Kinder, die heute in die
Ganztagskrippe gehen, gehen morgen in einen Ganz-
tagskindergarten und übermorgen in die Schule, und
dann wollen sie eine Ganztagsschule. Deswegen ist
es jetzt höchste Zeit, dass wir die Akteure für die
Ganztagsbetreuung, das Kultusministerium, das So-
zialministerium und die Kommunen, an einem Tisch
zusammenbringen und dass gemeinsam darüber ver-
handelt wird, wie der Ausbau der Ganztagsangebote
in Bayern weitergehen soll.

Was passiert bei uns in Bayern? - Es gibt einen Be-
treuungsdschungel. Es gibt eine Mittagsbetreuung,
eine verlängerte Mittagsbetreuung, Horte, offene
Ganztagsangebote und gebundene Ganztagsangebo-
te. Manche Angebote sind gut, andere nicht. Einige
arbeiten mit Lehrern, andere mit Erziehern. Andere
Angebote kommen nahezu ganz ohne Fachpersonal
aus. Da wird jeder Student und jede 400-Euro-Kraft
händeringend genommen. Wir waren gestern mit El-
tern, Lehrern und Trägern sowie Kommunalpolitikern
beisammen gesessen. Die Unzufriedenheit in diesem
Bereich ist riesig. Hier wurden für alle Ganztagsange-
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Angelika Schorer, Gudrun Brendel-Fischer u.a. und 
Fraktion (CSU) 
Drs. 17/3392 

Anlagenverordnung ablehnen und Düngeverordnung praxisge-
recht ausgestalten 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Martin Schöffel 
Mitberichterstatter: Horst Arnold 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz hat den Dring-
lichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 16. Sitzung am 22. Oktober 2014 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 22. Sitzung am 13. November 
2014 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Angelika Schorer 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Angelika 
Schorer, Gudrun Brendel-Fischer, Eric Beißwenger, Anton Kreit-
mair, Martin Schöffel, Tanja Schorer-Dremel, Thorsten Schwab, 
Klaus Steiner, Jürgen Ströbel, Walter Taubeneder, Hans Herold, 
Klaus Holetschek und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/3392, 17/4459 

Anlagenverordnung ablehnen und Düngeverordnung praxisge-
recht ausgestalten 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene 

1. weiterhin gegen die Aufnahme der sog. JGS-Anlagen in die Bun-
desanlagenverordnung einzusetzen; 

2. für eine praxisgerechte Weiterentwicklung der Düngeverordnung 
(DüV) einzusetzen, die eine ausgewogene Berücksichtigung des 
notwendigen Wasserschutzes und der Anforderungen der klein- 
und mittelbäuerlich strukturierten Landwirtschaft und des Erhalts 
der Kulturlandschaft berücksichtigt. 

Dem Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist bis 
spätestens Frühjahr 2015 über die Umsetzung zu berichten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlage mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens beziehungsweise mit dem

Abstimmungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstan-

den ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der

SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FREIEN WÄHLER. Gegenstim-

men? – Ich sehe keine. Enthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag

diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Anträge zu Grunde gelegt 
wurden gem. § 59 Absatz 7 (Tagesordnungspunkt 3)  

 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Bernhard Roos,  
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Zusätzlicher Stellvertreter an den Ämtern für Digitalisierung,  
Breitband und Vermessung 
Drs. 17/2527, 17/4307 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z A ENTH 

 

2. Antrag der Abgeordneten Angelika Schorer, Gudrun Brendel-Fischer, 
Eric Beißwenger u.a. CSU 
Effektive Schwarzwildreduktion – Machbarkeit aufzeigen 
Drs. 17/2784, 17/4452 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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3. Antrag der Abgeordneten Diana Stachowitz, Dr. Linus Förster,  
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Berichtsantrag im Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen zum ESF-Fonds 
Drs. 17/2794, 17/4439 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

4. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Arif Tasdelen, 
Stefan Schuster u.a. SPD 
Beurteilung von Frauen und Männern im Polizeidienst 
Drs. 17/2902, 17/4493 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

5. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Eva Gottstein u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Expertenanhörung zu Voraussetzungen und Auswirkungen eines möglichen 
Freistellungsanspruchs von Kommunalpolitikern 
Drs. 17/3054, 17/4362 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Leopold Herz u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Berichtsantrag zur Situation der bayerischen Milcherzeuger 
Drs. 17/3107, 17/4453 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Übergriffe von Sicherheits- und Aufsichtskräften auf Flüchtlinge 
Drs. 17/3184, 17/4277 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

8. Antrag der Abgeordneten Dr. Christoph Rabenstein, Klaus Adelt,  
Margit Wild u.a. SPD 
Breitbandversorgung mit mindestens 50 Mbit/s auch für Flächengemeinden 
Drs. 17/3186, 17/4289 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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9. Antrag der Abgeordneten Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Susann Biedefeld u.a. SPD 
Bewertung des Verhandlungsergebnisses über ein Freihandelsabkommen 
 EU-Kanada (CETA) durch die Staatsregierung 
Drs. 17/3188, 17/4440 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer u.a. SPD 
Online-Ermittlungen 
Drs. 17/3191, 17/4280 (E) [X] 
 
Antrag der Fraktionen gem. § 126 Abs. 3 GeschO: 
Abweichendes Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

11. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Personalwechsel zwischen den Bayerischen Staatsforsten  
und der Bayerischen Forstverwaltung dauerhaft ermöglichen 
Drs. 17/3199, 17/4454 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

 

Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 31. Vollsitzung am 2. Dezember 2014



12. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Förderung der Familienpflege in Bayern langfristig sichern 
Drs. 17/3200, 17/4502 (E)  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Markus Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Verschärfte Kontrolle von Verpackungsholz 
Drs. 17/3214, 17/4456 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z Z 

 

14. Antrag der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Isabell Zacharias, 
Martina Fehlner u.a. SPD 
Konzept für den Wissenschaftsstandort Nürnberg auf dem AEG-Gelände 
Drs. 17/3238, 17/4311 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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15. Antrag der Abgeordneten Angelika Schorer, Gudrun Brendel-Fischer, 
Eric Beißwenger u.a. CSU 
Regionale Arbeitskreise zum Thema Schwarzwild etablieren  
und eigenverantwortliches Handeln stärken 
Drs. 17/3310, 17/4457 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z ENTH Z 

 

16. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Leopold Herz u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Praxisgerechte Vorschläge erarbeiten – Entwurf der Novelle der Dünge-
verordnung sowie verschärfte Anforderungen bei JGS-Anlagen nicht hinnehmbar  
Drs. 17/3359, 17/4458 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A Z A 

 

17. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Angelika Schorer, 
Gudrun Brendel-Fischer u.a. und Fraktion (CSU) 
Anlagenverordnung ablehnen und Düngeverordnung praxisgerecht ausgestalten 
Drs. 17/3392, 17/4459 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z ENTH Z A 
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18. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
G8: Mittelstufe plus mit vielen Minus- und Fragezeichen 
Drs. 17/3394, 17/4168 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH Z 

 

19. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Markus Rinderspacher, 
Natascha Kohnen u.a. SPD 
Asiatischer Laubholzbockkäfer 
Drs. 17/3559, 17/4460 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z ENTH ENTH 
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